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Einreicher: Oberbirgermeister, Herr Scheler

Betreff: Bebauungsplan Nr. 57 "Wohnen am Gelbchenweg" -
Abwagungsbeschluss

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat macht sich den Abwagungsvorschlag zu den zum Entwurf des
Bebauungsplans Nr. 57 "Wohnen am Gelbchenweg" vom 30.08.2023 einschlieBlich der
Begriindung vom 30.08.2023 eingegangenen Stellungnahmen geman
Abwagungsprotokoll (Anlage 1) zu eigen und beschliel3t, diesem zu folgen.

Scheler
Oberblirgermeister



Drucksache Nr.: 092/FB4/2023/1 Seite: 2

Problembeschreibung/Begriindung:

1. Planungsanlass und -ziel

Mit dem Bebauungsplan (B-Plan) Nr. 57 ,Wohnen am Gelbchenweg" soll fiir ein ca.
6.500 m2 groBes Plangebiet im Nordosten des Stadtteils Berg ein Allgemeines
Wohngebiet gemaB § 4 BauNVO festgesetzt werden. Es sind nun sieben statt
urspriinglich sechs Einfamilienhausgrundstiicke geplant, die Uber eine neu anzulegende
private ErschlieBungsstraBe, ausgehend vom nérdlichen Gelbchenweg verkehrstechnisch
erschlossen werden sollen.

Vom 21.09 bis 26.10.2023 fand die offentliche Auslegung und Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange zum Entwurf des Bebauungsplans statt.

2. Verfahren

In den Stellungnahmen der beteiligten Behérden wurden Bedenken und Hinweise
geduBert. Von den Nachbargemeinden gab es keine Einwendungen und von Birgern
wurden keine Stellungnahmen abgegeben.

Aus den Stellungnahmen der Behorden ist folgender Hinweise vom Landratsamt
Nordsachsen - Umweltamt von Bedeutung:

Die untere Abfall- und Bodenschutzbehtérde hat uns mitgeteilt, dass sich im
Geltungsbereich 2 (Flurstick 126/35, Gemarkung Eilenburg Flur 46) die Altablagerung
“ehem. Miilldeponie Dobritzmark” befindet. Dort sollten die AusgleichsmaBnahmen M1
und A3 umgesetzt werden.

Hinsichtlich der MaBnahme A3 hat uns die Untere Bodenschutzbehérde informiert, dass
sie in der beschriebenen Form nicht geeignet ist, den Eingriff in das Schutzgut Boden zu
kompensieren, da hier mutmaBlich keine ungestérten Bodenfunktionen entstehen
kénnen.

Hinzu kommt, dass die vorgesehene Ausgleichsflache mit dem invasiven
Staudenknéterich Uberwachsen ist und dessen Bekéampfung einen sehr hohen Aufwand
darstellt. Die Erfolgschancen fir eine Entwicklung der MaBnahmen, auf einem solchen
gestdrten Standort mit dem zusatzlichen Untersuchungsbedarf, wird als zu hohes Risiko
vom Vorhabentrager betrachtet. Daher erfolgte in der 46. KW eine erneute Abstimmung
mit der Unteren Naturschutzbehoérde, diese MaBnahmen sowie die MaBnahme A2
(Streuobstwiese in Doberschiitz) mit Okopunkten aus dem Okokonto der EWV zu
begleichen. Die Untere Naturschutzbehdérde hat diesem Vorschlag zugestimmt. Die
notwendigen Okopunkte wurden bei der EWV reserviert. Zwischen der Stadt und der
EWV wird eine entsprechende vertragliche Vereinbarung geschlossen, die der UNB
vorzulegen ist. Der von der Stadt zu bezahlende Betrag wird Uber den zwischen
Vorhabentrager und Stadt geschlossenen ErschlieBungsvertrag zurickerstattet.

Zu dieser Vorgehensweise ist die Zustimmung vom LASuV noch einzuholen.

Durch die Anderung der AusgleichsmaBnahmen werden einige Stellungnahmen (zum
Beispiel der Unteren Bodenschutzbehérde, Mitnetz Strom) gegenstandslos, was im
Abwagungsprotokoll dokumentiert ist.

Detaillierte Festlegungen zur Abwasserentsorgung werden in Abstimmung mit dem AzZV
im ErschlieBungsvertrag mit dem ErschlieBungstrager geregelt. Eine konkrete
Festsetzung von maximal einzuleitenden Abwassermengen ist daher nicht erforderlich.

Die Anderung der AusgleichsmaBnahmen erfordert eine zweite Offenlage, welche nach
Anpassung des Bebauungsplanentwurfes voraussichtlich im Februar 2024 beschlossen
werden soll. Diese Anderung wirkt sich durch die vorab getroffene Einigung mit der
Unteren Naturschutzbehoérde nicht auf das Vorhaben (Bau von Einfamilienhdusern) aus.
Aus diesem Grund wird empfohlen, eine Teilabwdgung der anderen Belange
durchzufiihren, damit die bereits eingereichten Bauantrage nach § 33 Abs. 2 BauGB noch
im Dezember 2023 genehmigt werden kénnen.
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1. Bebauungsplans (BP) Nr. 57 ,Wohnen am Gelbchenweg"
Protokoll zur ABWAGUNG vom 04.12.2023

Kurzfassung des bisherigen Planverfahrens:

06.09.2021 Aufstellungsbeschluss Nr. 46/2021 des BPs. Nr. 57

30.09.2021 Offentliche Bekanntmachung des Beschlusses im Amtsblatt Nr. 20

28.04.2023 Schreiben zur frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem&B § 3 Abs. 1 BauGB zum BP-Vorentwurfs bis
zum 31.05.2023 (per e-mail vom 03.05.2023)

11.05.2023 Offentliche Bekanntmachung der Beteiligung im Amtsblatt Nr. 10, Beteiligung der Offentlichkeit am
25.05.2023

04.09.2023 Billigung des Entwurfs, Auslegungsbeschluss Nr. 41/2023 des BPs Nr. 57

14.09.2023 Offentliche Bekanntmachung des o0.g. Beschusses im Amtsblatt Nr. 14

18.09.2023 Schreiben zur Beteiligung der Behérden und sonstigen TOB gemaB § 4 Abs. 2 BauGB (per e-mail vom
21.09.2023

21.09. bis 26.10.2023 Offentliche Auslegung des Entwurfs

Az.: 621.40-B57_Abwagung -1-
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Behorden und sonst. Trager 6ffentlicher Belange (TOB)
Inhalt der Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

T 1 Landratsamt Nordsachsen (LRA NOS) vom 26.10.2023

T 1.1 Bauordnungs- und Planungsamt

T 1.1.1 SG Planungsrecht/Koordinierung

1. Hinweise:

1.1 Die Nachweise, dass die Unterlagen im Internet und im zentralen
Landesportal wahrend der 6ffentlichen Auslegung einsehbar waren (§ 3 Abs.
2 BauGB), sollten der Verfahrensakte beigelegt werden.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1.2 Es wird darauf hingewiesen, dass nach Abschluss des Verfahrens dem
BP eine zusammenfassende Erklarung gem. § 10a Abs. 1 BauGB beizufiigen
ist.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1.3 Textliche Festsetzung unter 1.4.1

Unter dieser Festsetzung sind MaBnahmen zur Oberfldchenbefestigung von
Stellplatzen, Zufahrten und Wegen aufgenommen worden. Die Notwen-
digkeit versickerungsfahige Oberflachen festzusetzen, begriindet sich aus
dem Ergebnis des Geotechnischen Berichts vom 04. 08. 2023 (einschl.
Nachtrag vom 09. 08. 2023), dass der Baugrund nur bedingt versicke-
rungsfahig ist. Eine Einleitung in ein Kanalnetz ist zum jetzigen Zeitpunkt
nicht mdglich.

Entsprechend der Stellungnahme des AZV vom 28.09.2023 (s. T 5)

ist aufgrund der teilweise sehr unglinstigen Bedingungen fir die
Versickerung darauf zu orientieren, dass das Regenwasser auf den
Grundstlicken verbleibt. Im Zuge der Planung fir die Einzelbauvor-
haben muss fir jedes Baugrundstick kritisch geprift werden, welche
Flachen versiegelt werden sollen. Unbelastetes Niederschlagswasser ist
einer Nutzung zuzufiihren bzw. zur Versickerung zu bringen.

Aufgrund der schwierigen Ausgangsbasis, gestattet der AZV nun zur
Sicherstellung der Abwasserentsorgung im B-Plangebiet am Ubergabe-
schacht die Einleitung von insgesamt 8 |I/s. Hierzu ist der Ubergabe-
schacht als Drosselschacht mit Abflussregler auszubilden. Ein entspre-
chender Nachweis ist zu erbringen.

Die geplanten Regelungen werden Bestandteil des ErschlieBungsver-
trags zwischen der Stadt und dem Investor. Eine Festsetzung ist
deshalb nicht erforderlich.

Die Begrindung wird um den geanderten Sachverhalt erganzt.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1.4 Aus hiesiger Sicht fehlt es derzeit an einer Festsetzung, wie auBBerdem
mit dem Niederschlagswasser der Dachflachen und der AnliegerstraBBe
umgegangen werden soll.

Das Niederschlagswasser der AnliegerstraBBe wird durch das Mulden-
Rigolen-Element gesammelt und kann dort versickern. Die geplanten
Regelungen werden Bestandteil des ErschlieBungsvertrags zwischen
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Behorden und sonst. Trager 6ffentlicher Belange (TOB)
Inhalt der Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

der Stadt und dem Investor. Eine Festsetzung ist deshalb nicht
erforderlich (s. Begriindung Punkt 12).

Der Umgang mit dem Niederschlagswasser von den Dachflachen kann
mit Mulden-Rigolen-Element erfolgen. Auf der Planzeichnung wird ein
entsprechender Hinweis (zur Begrtiindung Punkt 13) erganzt. Auch hier
ist keine Festsetzung erforderlich.

- Dem Hinweis wird nicht gefoigt.

1.5 Die im geotechnischen Bericht und in der Begriindung vorgeschlagenen
Mulden-Rigolen-Elemente zur Regenwasserversickerung und -verdunstung
auf den einzelnen Baugrundstiicken muissten aus planungsrechtlicher Sicht
als MaBnahme nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt werden.

Im Geotechnischen Gutachten werden verschiedene Méglichkeite der
Niederschlagswasserbeseitigung genannt. Eine Variante ist die
Entsorgung Uber ein Mulden-Rigolen-System. Ein entsprechender
Hinweis wird in die Planzeichnung aufgenommen, der auf die
Ausfiihrungen in der Begriindung (Punkt 13) verweist. Die Begriindung
wird in den Punkten 7.5.1 und 13 entsprechend angepasst.

- Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

1.6 Die vorgeschlagenen Mulden-Rigolen-Elemente zur Versickerung und
Verdunstung entlang der AnliegerstraBe miussten aus planungsrechtlicher
Sicht Bestandteil einer zeichnerischen (und textlichen) Festsetzung nach § 9
Abs. 1 Nr. 14 BauGB werden.

Die Versickerung durch Mulden-Rigolen-Elemente entlang der Anlie-
gerstraBe ist Bestandteil der StraBenplanung. Eine zusatzliche Festset-
zung ist demnach nicht erforderlich. Das Vorhaben ist in der
Begrindung (Punkt 12) beschrieben. In der Planzeichnung wird die
Legende zu 1.4 ,mit StraBenentwasserung mittels Mulden-Rigolen-
Element (nach § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)" redaktionell erganzt.

- Dem Hinweis wird nicht gefoigt.

1.7 In diesem Zusammenhang wird auf die avisierte VermeidungsmaBnah-
me V 5: Oberflachenwasserbehandlung auf Seite 27 des Grinordnungs-
planes (GOP) vom 18. 08. 2023 verwiesen.

Die genannte VermeidungsmaBnahme V5 im GOP Oberflachenwasser-
behandlung hat folgenden Wortlaut:

,Das auf den Dachflachen anfallende Oberflachenwasser soll weitest-
gehend vor Ort auf den Einzelgrundstiicken versickert werden. Dies ist
jedoch nicht vollstandig méglich. Um das Regenwasser dennoch im
Vorhabengebiet zu halten und somit dem 6kologischen Wasserkreislauf
wieder zuzufiihren, soll dieses entlang der AnliegerstraBBe in einem oder
mehreren flachen Mulden-Rigolen-Elementen mit einer Tiefe von ca.
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Behorden und sonst. Trager 6ffentlicher Belange (TOB)
Inhalt der Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

0,60 m gespeichert werden und in einer Kombination aus Versickerung
im Mutterboden, dem Geschiebelehm und den Sandschichten sowie
einer Verdunstung lber die Geldndeoberflache entsorgt werden. Somit
werden Beeintrachtigungen aus einer verringerten Grundwasserneubil-
dungsrate minimiert. Eine schadlose Versickerung ist sicherzustellen,
indem die Dimensionierung der Versickerungsanlagen nach DWA-A 138
bemessen wird. Des Weiteren ist fir die Versickerungsanlagen eine
Bewertung nach DWA-M 153 zu erstellen, um Beeintrdachtigungen des
Grundwassers zu vermeiden."

Der 0.g. Sachverhalt ist in der Planzeichnung bereits als textliche
Festsetzung unter 1.4.1 aufgegriffen. (Siehe auch T 1.1.1 Punkt 1.5.)

->Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1.8 Die Abwasserbeseitigung gehort zu den Belangen, die nach Lage der
Dinge regelmaBig in die nach § 1 Abs. 6 BauGB gebotene Abwdgung
einzustellen sind. Abwasser, zu dem auch das Niederschlagswasser gehort,
ist so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeintrachtigt
wird. Ist eine Uberflutungspriifung nach DIN 1986-100 fiir die einzelnen
Bauvorhaben erforderlich (siehe Begrindung unter 13.), sollte das bereits
aus den Hinweisen auf der Planzeichnung erkennbar sein

Laut Stellungnahme der uWB (s. T 1.2.4) ist eine Uberflutungspriifung
nicht notwendig, da diese Ublicherweise erst ab einer anrechenbaren
Flache von 800 m2 gefordert wird.

Die Begrindung wird unter Punkt 7.5.1 und 13 redaktionell gedndert,
dass bei Grundstlicken, die gréBer als 800 m2 sind, eine
Uberflutungspriifung durchzufiihren ist.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1.9 Die unter Punkt 1.6 der Textliche Festsetzungen festgesetzte MaBnahme
M 1 stellt eine MaBnahme zur Kompensation des Eingriffes in die Feldge-
holzflache dar, die eine Festsetzung des rechtskraftigen BPs Nr. 12 "B 107n
- Ortsumgehung Eilenburg" war.

Die materiellen Voraussetzungen fir einen Ausgleich an anderer Stelle,
auBerhalb der Baugrundsttiicke, ergeben sich aus § 1 a Abs. 3 Satz 3
BauGB, § 9 Abs. 1a BauGB und § 200a BauGB.

Insbesondere fir die rechtliche Sicherung und Umsetzung der MaBnahme A
2 (in der Gemarkung Doberschiitz) ist ein stéadtebaulicher Vertrag zwischen
Stadt und Vorhabentrager nach § 11 BauGB notwendig und méglich. Diese
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Behorden und sonst. Trager 6ffentlicher Belange (TOB)
Inhalt der Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

AusgleichsmaBnahme ist insofern nicht zu beanstanden.

Es wird empfohlen, fir die MaBnahme A 3: Entwicklung von Extensiv-
grinland die gesetzliche Grundlage § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB zu ergdnzen,
da hier § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB nicht zutreffend ist (keine Flache fiir das
Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Aufgrund der komplizierten Situation bezliglich des unzureichenden
Untersuchungsstandes der Altlastenflache an der Dobritzmark
(Flurstiick 126/35, Gemarkung Eilenburg Flur 46) wurde von Seiten des
Investors in Abstimmung mit der uNB eine Alternative zur bisherigen
Lésung gefunden.

Statt der Umsetzung der MaBnahmen M1 (Feldgehélz mit 1.427 m2),
A2 (Streuobstwiese mit 2.000 m2) und A3 (extensives Grinland mit
1.100 m?2) werden diese MaBnahmenfldchen in Okopunkte
umgerechnet und durch die Einzahlung in das Okokonto der EWV
beglichen.

Folgende Planunterlagen missen daraufhin geandert werden:

- Planzeichnung: Herausnahme des Geltungsbereichs 2
(MaBnahme M1 und A3) und der MaBnahmeflache A2 sowie die
zugehorigen textlichen Festsetzungen (Punkt 1.6 Nr. 1.6.1,
1.6.3., 1.6.4), Ergénzung textliche Festsetzung bzgl. der
Begleichung des Eingriffs durch Okopunkte

- Uberarbeitung der Begriindung in Bezug auf die Anderung der
AusgleichsmaBnahmen

- Uberarbeitung des Umweltberichts und Griinordnungsplans
(GOP), Herausnahme der Anlage 3 ,MaBnahmenplan 2" aus
dem GOP

- Aufgrund des Hinweises sind 0.g. Anderungen an den Planunterlagen
erforderlich. Diese liegen bis zur Stadtratssitzung noch nicht vor. Die
Abwagung dieses Punktes erfolgt voraussichtlich in der Sitzung des
Stadrats im Februar 2024 mit einem Beschluss flr eine erneute
Offenlage.

1.10 Begriindung zu 3.2
Bei dem angeflihrten Naturschutzgebiet "Wolpener Dorfwiesen" handelt es
sich korrekterweise um das NSG "Wadlperner Torfwiesen"

Die Begriindung wird entsprechend lberarbeitet (Punkt 3.2).
- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1.11 Begrindung zu 15. Hinweise
Es wird empfohlen, Inhalt und Gliederung in diesem Kapitel entsprechend

den Hinweisen auf der Planzeichnung unter 3. anzupassen und zu ergdnzen.
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Behorden und sonst. Trager 6ffentlicher Belange (TOB) Stellungnahme der Verwaltung
Inhalt der Stellungnahme

Das dient der Ubersichtlichkeit und dem schnelleren Finden der jeweiligen
Begriindung zu den Hinweisen. Auch sind die VermeidungsmaBnahmen
(Hinweise 3.8 auf der Planzeichnung) noch nicht in der Begriindung zu Die Begriindung wird entsprechend Uberarbeitet (Punkt 15).
finden und folglich zu erganzen. - Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1.12 Begriindung zu 15.4 Baugrund

Hier ist folgende Aussage enthalten: "Aufbauend auf der Voruntersuchung
zum Geotechnischen Bericht werden flr die einzelnen Neubauten projektbe-
zogene und standortkonkrete Baugrunduntersuchungen nach DIN 4020 und
DIN EN 1997-2 angeraten."

Auf der Planzeichnung findet sich dazu keine entsprechende Passage. Sind
solche Baugrunduntersuchungen bzw. -gutachten fiir die Wohngebaude, Ein entsprechender Hinweis wird in die Planzeichung redaktionell
StraBen und ErschlieBungsleitungen aus gutachterlicher Sicht zu empfehlen, | erganzt.

sollten dazu Aussagen in die Hinweise auf der Planzeichnung aufgenommen
werden. - Dem Hinweis wird gefolgt.

1.13 Grianordnungsplan

Beziglich des Kapitels 7. 1 werden inhaltliche Erganzungen empfohlen, die
bezliglich der Besonderheit der Eingriffsregelung bei Bauleitplanen fir
erforderlich gehalten werden. [...]

Hinsichtlich des Ausgleichs von Eingriffen durch Bauleitplane verweist das

BNatSchG komplett auf die Vorschriften des Baugesetzbuchs, das fir die Der Grinordnungsplan wird entsprechend redaktionell erganzt.
Rechtsfolgen und den Vollzug verantwortlich ist. In das Literatur- und
Quellenverzeichnis ist folglich auch das BauGB aufzunehmen. - Dem Hinweis wird gefolgt.

T 1.1.2 SG Denkmalschutz

Es bestehen keine Einwande gegen das geplante Vorhaben.
Denkmalpflegerische Belange finden sich bereits hinreichend in den
Planungsunterlagen bericksichtigt und sind bitte beizubehalten. - Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 1.2 Umweltamt

T 1.2.1 SG Abfall/Bodenschutz

1. Altlasten

Die Angaben hinsichtlich der Altlastensituation flr den Geltungsbereich 2
(Flurstiick 126/35, Gemarkung Eilenburg Flur 46) sind nicht korrekt. Dort
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Behorden und sonst. Trager 6ffentlicher Belange (TOB)
Inhalt der Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

befinden sich die Altablagerung “ehem. Miilldeponie Dobritzmark”, die unter
der Altlastenkennziffer 74100139 im Sachsischen Altlastenkataster (SALKA)
eingetragen ist.

Die ca. 2.500 m2 groBe Flache, wo die MaBnahmen A3 und M1 realisiert
werden sollen, wurde durch die Bevélkerung als “wilde Deponie” zur Abla-
gerung von Siedlungsmdll genutzt. Angaben iber moglicherweise aufge-
brachte Oberflachenabdeckungen mit Bodenmaterial liegen in der unteren
Bodenschutzbehdrde nicht vor.

Es leitet sich weiterer altlastenbezogener Untersuchungsbedarf ab in Form
von:

- Bodenluftuntersuchungen;

- die Gefdhrdungssituation muss im Hinblick auf das Deponiegas vorab neu
bewertet werden - Prifung durch sachverstandigen Gutachter zur Klarung,
ob und welche ArbeitsschutzmaBnahmen fir die Pflanzarbeiten eventuell
erforderlich sind;

- Prifung ob Abdeck- bzw. RekultivierungsmaBnahmen der Altablagerung
durchgefiihrt wurden;

Hinweis: Fir eine erfolgreiche Bepflanzung kann weiterer Bodenauftrag
erforderlich werden.

- Grundsatzlich bestehen gegen die Bepflanzung und die Entwicklung von
Extensivgrinland des ehemaligen Deponieareals aus altlastenfachlicher
Sicht keine Bedenken, da sich nach ggw. Kenntnisstand das von der Altab-
lagerung ausgehende Gefahrdungspotential fir die Schutzgliter durch eine
Bepflanzung nicht erhéhen duirfte, zumal sich dadurch die eintretende
Sickerwassermenge verringern wirde, was zu einer Verringerung des
Schadstoffaustrages flihrt.

Die genannten Hinweise werden aufgrund des unter T 1.1 1 Punkt 1.9

geplanten weiteren Vorgehens flir den BP gegenstandlos.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2. Bodenschutz
2.1 Naturliche oder seltene Béden stehen am Standort nicht an.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.2 Die MaBnahmen M1 und A3 kénnen nicht als Kompensation flr das
Schutzgut Boden bestdtigt werden, da es sich bei den betreffenden Flachen
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Behorden und sonst. Trager 6ffentlicher Belange (TOB)
Inhalt der Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

um eine Altablagerung/Deponie handelt. Es ist nicht bekannt, ob hier
Uberhaupt eine Abdeckung der Abfalle mit Bodenmaterial stattgefunden hat.
Mit den geplanten MaBnahmen kdnnen somit keine ungestérten Boden-
funktionen oder Flachen mit natlrlichem Grundwasserhaushalt entstehen.
Die geplante extensive Bewirtschaftung (die mit der Ruderalflur bereits
auch schon gegeben ist) wird den abiotischen Ressourcen entsprechend
nicht zu Gute kommen. Im Ergebnis sind diese MaBnahmen nicht geeignet,
die Eingriffe in das Schutzgut Boden zu kompensieren.

Die genannten Hinweise werden aufgrund des unter T 1.1 1 Punkt 1.9
geplanten weiteren Vorgehens fiir den BP gegenstandlos.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1.2.2 SG Immissionsschutz (uIB)

Gegen den o. g. BP bestehen aus Sicht der ulB keine Bedenken.

Zum Vorhaben erfolgte mit Schreiben vom 01. 06. 2023 eine positive
Stellungnahme durch die ulB. Der dabei gegebene Hinweis zur textlichen
Festsetzung 1. 5 wurde bericksichtigt.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 1.2.3 SG Naturschutz (uNB)

1. Nach der Bilanzierung des Eingriffes im Punkt 9 des Griinordnungsplanes
besteht Kompensationsbedarf von 3,52 Werteinheiten. Der fehlende
Kompensationsbedarf wird mit der Entwicklung einer Mittelhecke (A 1) im
sudlichen Plangebiet, Anlage einer Streuobstwiese (A 2) auf dem Flurstiick
61/4, Flur 4 Gemarkung Doberschiitz und Umwandlung einer von Neophy-
ten gepragten Flache in extensives Grinland (A 3) auf dem Flurstick
126/35, Flur 46 Gemarkung Eilenburg ausgeglichen (Punkt 1. 6 der textli-
chen Festsetzungen). Das durch Rodung verlorengegangene Feldgehdlz wird
auf dem Flurstiick 126/35, Flur 46, Gemarkung Ellenburg, in einer Flachen-
groBe von rund 1. 427 m2 ersetzt (M1).

Diese Flachen sind nach § 15 Abs. 4 BNatSchG rechtlich (grundbuch-maBig)
zu sichern.

Die genannten Hinweise werden aufgrund des unter T 1.1 1 Punkt 1.9
geplanten weiteren Vorgehens flir den BP gegenstandlos.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

3. Die artenschutzrechtliche Betrachtung im Artenschutzfachlichen Gutach-
ten ist plausibel. Im Punkt 3.8 des Planteiles B sind VermeidungsmaBnah-

men (V1 bis V6) festgesetzt. Bei deren Umsetzung kdnnen die Verbotstat-
bestande des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG ausgeschlossen werden.

Die VermeidungsmaBnahmen wurden nicht festgesetzt, sie sind als
Hinweise in der Planzeichnung enthalten und erfillen somit die erfor-
derliche AnstoBfunktion.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Stellungnahme der Verwaltung

4., Aus Sicht der uNB bestehen keine Bedenken zum Vorhaben.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 1.2.4 SG Wasserrecht (UWB)
Dem vorgelegten Entwurf wird zugestimmt.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Uberflutungspriifung wird ab einer anrechenbaren Fliche (AE) ab

800 m2 gefordert. Dahingehend ist die in der Begriindung aufgefiihrte
Textpassage "Die Uberflutungspriifung nach DIN 1986-100 ist im Rahmen
der Bauantrags- und Genehmigungsfreistellungsunterlagen durchzufiihren"
aus rechtlicher Sicht der uWB nicht erforderlich. Die fachliche Einschdtzung
der Erfordernis bleibt natirlich dem Planer vorbehalten.

Siehe T 1.1.1 Punkt 1.8

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Uberflutungsnachweis der AnliegerstraBe wurde erbracht.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 1.2.5 SG Brandschutz

Die Stellungnahme vom 01.06. 2023 gilt unverandert fort:

Keine Bedenken, sofern die Schutzziele, die sich aus den §§ 3 und 14
SachsBO und ff. ergeben berlicksichtigt, in die Planung einbezogen und am
Bau verwirklicht werden.

Die Hinweise zur Sicherstellung von Léschwasser und teilweise auch
zur Lage und Zuganglichkeit werden in der Planung berlcksichtigt
(Begrindung Punkt 7, 12 und 13), weitere Regelungen zur Lage und
Zuganglichkeit sowie zum Baulichen Brandschutz sind z.T. Gegenstand
der spéateren Bauausfiihrung.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 2 Landesdirektion Sachsen (LDS) vom 18.10.2023

Die Planung steht in Einklang mit den Erfordernissen der Raumordnung.
Hinweis: Im Geltungsbereich 2 (Planung MaBnahme M1 und A3) wurde eine
Altlast AKZ 74100139) in Zustandigkeit der unteren Bodenschutzbehorde
festgestellt.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 3 Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen (RPLWS)
vom 23.10.2023

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen gegen die 0. g. Planung keine
Bedenken.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 4 Landesamt fiir Archdologie Sachsen (LfA)vom 17.10.2023

Keine Einwande, da Belange in den textlichen Festsetzungen unter Punkt
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Stellungnahme der Verwaltung

3.2 und in der Begriindung (S. 7) ausreichend bericksichtigt sind.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 5 Abwasserzweckverband ,,Mittlere Mulde" (AZV) vom 28.09.2023
1. Schmutzwasserentsorgung

In der Begrindung zum B-Plan gegebenen Hinweise aus der Stellungnahme
vom 10.05.2023 wurden berlcksichtigt. Das anfallende Schmutzwasser
kann, wie unter Punkt 13. der Begrindung ausgefiihrt, in das vorhandene
Abwassernetz DN 350 PVC im Gelbchenweg eingeleitet werden.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2. Niederschlagswasserentsorgung

2.1 Die gegebenen Hinweise aus der Stellungnahme vom 10.05.2023
hinsichtlich der Niederschlagswasserentsorgung wurden in der Begriindung
aufgegriffen.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.2 In der Umsetzung des BPs ist fiir jedes Bauvorhaben ein Baugrundgut-
achten zu erstellen, um geeignete Lésungen fir die Entsorgung des Nieder-
schlagswassers zu erarbeiten, da eine Einleitung des Niederschlagswassers
als sehr kritisch angesehen werden muss.

Der Hinweis ist bereits Bestandteil der Begriindung (Punkt 15.4) und
steht somit als Information fiir den Investor zur Verfligung.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.3 Im BP-Gebiet liegen teilweise sehr unglinstige Bedingungen fir die
Versickerung vor, dennoch muss darauf orientiert werden, dass das Regen-
wasser auf den Grundstiicken zu belassen ist. Bereits in der Planungsphase
muss flr jedes Baugrundstiick kritisch geprift werden, welche Flachen
Uberhaupt versiegelt werden sollen. Falls eine Befestigung unumganglich
ist, haben durchléssige Beldage den Vorrang (z. B. Rasengittersteine,
Pflaster, poriger Beton).

Die Begrindung wird redaktionell um den Hinweis erganzt.

- Dem Hinweis wird gefolgt.

2.4. Unbelastetes Niederschlagswasser ist einer Nutzung zuzufihren bzw.
zur Versickerung zu bringen. Wird Regenwasser als Brauchwasser genutzt,
missen geeignete Messeinrichtungen vorgesehen werden, um die
entstehende Schmutzwassermenge zu ermitteln.

Die Begrindung wird redaktionell um den Hinweis erganzt.

- Dem Hinweis wird gefolgt.

2.5. Zur Sicherstellung der Abwasserentsorgung im BP-Gebiet gestattet der
AZV am Ubergabeschacht die Einleitung von insgesamt (Schmutz- und
Niederschlagswasser) 8 |I/s. Hierzu ist der Ubergabeschacht als Drossel-
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Stellungnahme der Verwaltung

schacht mit Abflussregler auszubilden.
Ein entsprechender Nachweis ist zu erbringen.

Siehe T 1.1.1 Punkt 1.3

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.6. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass keine Einwande
gegen den BP Nr. 57 bestehen, wenn die Umsetzung entsprechend der
Begrindung zum B-Plan, unter Berlcksichtigung des Geotechnischen
Berichtes sowie unserer Hinweise erfolgt.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 6 Versorgungsverband Eilenburg-Wurzen (VEW) vom 26.10.2023
Grundsatzlich keine Einwande.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

In Abhangigkeit der kiinftigen Bebauung/Nutzung ist die Errichtung von
ErschlieBungsanlagen zur Versorgung mit Trinkwasser, ausgehend von der
vorhandenen Versorgungsleitung GGG LO0 (Gelbchenweg) erforderlich.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Errichtung von Versorgungsanlagen im Bereich privater Flachen erfolgt
mit entsprechender dinglicher Sicherung als Voraussetzung zur Ubernahme
der ErschlieBungsanlagen in den Bestand der o6ffentlichen
Wasserversorgung. Ein ErschlieBungsvertrag zwischen dem VEW und dem
ErschlieBungstrager soll Umfang und Bedingungen regeln.

Der Investor ist Uber die Stellungnahme informiert. Ein Nachweis ist zu
erbringen.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 7 Stadtwerke Eilenburg GmbH (Gas und Elektro) (SWE) vom
05.10.2023

Keine Einwande. Gebiet ist bislang nicht erschlossen. Anschluss an das
Verteilnetz flir die Medien Strom und Gas ist grundsatzlich gegeben. Fir die
ErschlieBung wird jeweils ein Netzausbau erforderlich.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 8 Mitnetz Gas mbH vom 21.09.2023

Es befinden sich keine Versorgungsanlagen im Gebiet, daher Zustimmung.
Die Erkundigungspflicht der bauausfiihrenden Firma bleibt von diesem
Schreiben unberihrt.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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T 9 Mitnetz Strom mbH vom 04.10.2023

1. Grundsatzlich keine Bedenken. Nach Einarbeitung der Forderungen und
Hinweise wird um eine Vorlage eines bestdtigten BPs sowie der Regel-
querschnitte offentlicher StraBen erbeten.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2. SN Mittel- und Niederspannungsanlagen

Diese sind im Bereich des BPs nicht vorhanden. Gebiet befindet sich im
Versorgungsbereich der Stadtwerke EB. Ubersichtsplan und zwei Bestands-
plane Ubermittelt, diese ersetzten nicht das Schachtscheinverfahren.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

3. SN Hochspannungsanlagen

Im Geltungsbereich der MaBnahme M1 und M3 verlauft die 110 kV Ltg.

Be-Due Abz. EiO MB 7E-8E

Es gelten die allg. Bedingungen fiir 110 kV Freileitungen. Unterbauungen,

Geldndeanderungen und Anpflanzungen sind separat zu prifen.

Festlegungen:

- Alle BaumaBnahmen, welche im Schutzstreifen stattfinden, missen bei
der Mitnetz Strom angezeigt und genehmigt werden

- Im Radius von 15 m um den Mast ist das Bebauen i.d.R. untersagt

- Im Radius von 30 m um einen Mast kdnnen sich Erdungsanlagen im
Erdreich befinden

- Falls Erdungsanlagen gefunden oder beschadigt werden, muss die
Mitnetz Strom in Kenntnis gesetzt werden

- Der Zugang zum HS-Mast muss immer gewadhrleistet sein.

- Ein Abstand von 5 m zum Leiterseil ist zwingend einzuhalten.

- Fur jegliche Arbeiten im Schutzstreifen muss eine Grundeinweisung
durch die Mitnetz Strom erfolgen, mind. 14 Tage vorher zu beantragen

- Im Zuge dieser Grundeinweisung werden alle MaBnahmen geklart, die
zum Arbeiten notwendig sind

- Es dirfen sich keine Fahrzeuge Uber eine Gesamthdhe von 4,00 m im
angegebenen Bereich bewegen

- Ein Abladen im Bereich/unter der 110 kV Freileitung mittels Kipptechnik
ist verboten

Aufgrund der geanderten Festlegungen zum naturschutzfachlichen
Ausgleich werden nebenstehende Hinweise fiir den BP gegenstandslos.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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4. SN Fernmeldeanlage

Im Bereich Ihrer geplanten BaumaBnahme befinden sich Gemeinschafts-
FM-Kabelanlagen in Rechtstragerschaft der enviaM und envia TEL GmbH;
die Trasse verlauft mit auf der 110 kV Freileitung

Es wird um eine Anpassung der Planung an die vorhanden Anlagen der
enviaM-Gruppe gebeten, sodass Umverlegungsarbeiten entfallen. Der Erhalt
der Anlagen ist vorrangig zu priifen. Sollten Umverlegungen von Anlagen
unumganglich sein, sind Abstimmungen zur Erarbeitung einer technischen
Lésung in der Planungsphase mit uns zu fihren und die bestatigte
Ausflihrungsplanung an die genannten Ansprechpartner zu Ubergeben.

Aufgrund der geanderten Festlegungen zum naturschutzfachlichen
Ausgleich werden nebenstehende Hinweise flir den BP gegenstandslos.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

5. SN Anlagen der envia THERM
Es befinden sich keine Anlagen der envia THERM im Bestand.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 10 GDMcom vom 28.09.2023
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zurzeit
laufenden Planungen; keine Einwande gegen das Vorhaben.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

T 11 Telekom vom 24.10.2023
Stellungnahme vom 23.05.2023 gilt unverandert.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Inhalt der Stellungnahme vom 23.05.2023:

1. Allgemeines

- es befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) im Plangebiet

- Zur Versorgung der Telekommunikationsinfrastruktur ist eine Verlegung
neuer TK-Linien innerhalb und auBerhalb des Plangebietes erforderlich

- keine Einwande gegen Planungsabsichten

2.. Allgemeine Hinweise zur Bauausfiihrung

3. folgende fachliche Festsetzung ist aufzunehmen:

In allen StraBen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen
mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,6 m fir die Unterbringung
der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

Die Hinweise wurden in die Begriindung (Punkt 13) aufgenommen.
Dem Investor liegt die Stellungnahme vor.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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T 12 LASuV vom 23.10.2023

1. Zustimmung zum BP Nr. 57 unter der MaBBgabe, dass die Zustimmung
der unteren Naturschutzbehérde (uNB) schriftlich nachgereicht wird und ein
Nachweis Uber die Bestellung der Dienstbarkeit im Grundbuch fir das
Flurstiick 126/35, Flur 46 der Gemarkung Eilenburg Gbergeben wird.

Aufgrund der geanderten Festlegungen zum naturschutzfachlichen
Ausgleich werden nebenstehende Hinweise fiir den BP teilweise
gegenstandslos.

Das LASuV wird bis zum Stadtrat iber die Anderung der MaBnahme
(Einzahlung in ein Okokonto) informiert. Es wird angenommen, dass
die Zustimmung erteilt wird. Eine Dienstbarkeit im Grundbuch ist somit
nicht mehr erforderlich.

2. Belange StraBenrecht

2.1 Die Forderung aus unserer letzten Stellungnahme vom 25.05.2023
wurde in Punkt 1.2 der Textfestsetzungen umgesetzt.

Der Errichtung der ErschlieBungsstraBBe im oben genannten Abstand und
weiterer baulicher Anlagen, die den Festsetzungen des B-Planes
entsprechen, in der Anbaubeschrankungszone der B 107 (Abstand von Uber
20 m bis zu 40 m zur duBeren befestigten Fahrbahnkante der B 107) wird
aus straBenrechtlicher Sicht gemaB § 9 Abs. 2 Satz 1, Nr. 1 zugestimmt.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.2 Die ErschlieBung der geplanten Wohnbauflache erfolgt tiber das kom-
munale StraBennetz. Die Entfernung der geplanten ErschlieBungsstraBBe zur
auBeren befestigten Fahrbahnkante der B 107 betrégt ca. 10 m. Eine
ErschlieBung Uber die B 107 ist nicht mdglich. StraBenrechtliche Anbau-
verbotsvorschriften des § 9 Abs. 1 Satz 1, Nr. 1 und 2 Bundesfernstra-
Bengesetz (FStrG) stehen dem Vorhaben somit nicht entgegen.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2.3 Das geforderte Zufahrtverbot in Angrenzung zur B 107 entsprechend
der Planzeichenverordnung (PlanzV) ist auf Grund der ortlichen Gegeben-
heiten nicht in den Planunterlagen nachgetragen worden. Dies wird von uns
zur Kenntnis genommen, aber es liegt in diesem Punkt keine Mitwirkung
unsererseits nach § 9 Abs. 7 FStrG vor.

Das Planzeichen 6.4 der PlanzVO ,Ein- und Ausfahrten und Anschluss
anderer Flachen an die Verkehrsflachen (nach § 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und
Abs. 6 BauGB)" ist flir Regelungen flir An- oder Ausschlussmaoglich-
keiten von Baugrundsticken an 6ffentliche StraBen. Im BP schlieBen
die Baugrundsttlicke direkt an die geplante PrivatstraBe an. Dort ist
diese Regelung nicht notwendig. Das Planzeichen ,Bereich ohne Ein-
und Ausfahrt™ misste nach Wunsch der StraBenbauverwaltung am
westlichen Rand der PrivatstraBe angeordnet werden. Dafir ist es nicht
gedacht und auch nicht erforderlich.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Inhalt der Stellungnahme

3. Belange Planung

StraBenplanerisch bestehen keine Einwadnde. Es besteht auch kein Bedarf
fur eine Radverkehrsanlage an der B 107 im Abschnitt K 7442 bis zur ,Von-
Bulow-StraBe™. Wir weisen ausdriicklich darauf hin, dass keine Anspriiche
auf LarmschutzmaBnahmen Uber die bestehenden Anlagen hinaus gegen
den StraBenbaulasttrager geltend gemacht werden kénnen. - Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

4. Belange Grunderwerb und Vermdgensverwaltung

Der Kaufvertrag der Flurstiicke 45/1 und 44/5 Flur 9 der Gemarkung
Eilenburg wurde unter aufschiebenden Bedingungen geschlossen, dass:
Umwandlung der Gehdlzflache auf der AuE-Flache Ortsumgebung B107
Eilenburg im Einvernehmen mit der zustéandigen Naturschutzbehoérde
erzielen und eine adaquate Ersatzflache bereitgestellt wird.

Bei der gemeinsamen Beratung am 14.08.2023 in Eilenburg hat der
Vertreter der uNB seine Zustimmung zur Ersatzflache auf dem stadtischen
Flurstick 126/35, Flur 46 erteilt, auf der die KompensationsmaBnahme
umgesetzt werden soll. Die aufschiebende Bedingung zum Kaufvertrag ware
demnach erfillt und die ErschlieBung des BPs gesichert. Die schriftliche
Zustimmung der uNB ist noch zu Ubergeben. AuBerdem ist ein Nachweis

Uber die Bestellung der Dienstbarkeit im Grundbuch fir das Flurstiick Siehe Punkt 1
126/35, Flur 46 der Gemarkung Eilenburg zur dauerhaften Sicherung der
KompensationsmaBnahme vorzulegen. - Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

5. Belange Umwelt und Landschaftsgestaltung

Ein gemeinsamer Ortstermin mit Referat 24 - Umwelt und Landschaftsge-
staltung - hat nach der Absteckung der ErschlieBungsstraBe und vor der
Rodung zu erfolgen. Der Beginn der Rodungsarbeiten ist beim LASuV anzu- | Der Hinweis ist Bestandteil des Stadtebaulichen Vertrages.
zeigen, sodass das Vorhaben begleitet werden kann. Die Verkehrssicherheit
am verbleibendem Gehdlzbestand ist dauerhaft sicherzustellen. - Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Az.: 621.40-B57_Abwé&gung Behdrden/TOB, SR 04.12.2023 (DS Nr. 092/FB4/2023/1)
Abkilirzungsverzeichnis: BP- Bebauungsplan / FNP - Flachennutzungsplan / BauGB - Baugesetzbuch / BauNVO - Baunutzungsverordnung / BImSchG -
Bundesimmissionsschutzgesetz / SachsNatSchG - Sachsisches Naturschutzgesetz / BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz




Nachbarbgemeinden
Inhalt der Stellungnahme

Stellungnahme der Verwaltung

G 1 Gemeindeverwaltung Thallwitz vom 16.10.2023

Es werden keine offentlichen Belange der Gemeinde Thallwitz durch die
Planung berihrt. Es gibt keine beabsichtigten Planungen oder MaBnahmen,
die fir die Entwicklung Ihres Planvorhabens von Bedeutung sein kdnnten.
Bedenken, Hinweise oder Anregungen werden nicht vorgebracht.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

G 2 Verwaltungsverband EB West — Gemeinde Jesewitz
vom 18.10.2023
Keine Einwande oder Hinweise

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

G 3 Verwaltungsverband EB West — Gemeinde Zschepplin vom
24.10.2023
Keine Einwande oder Hinweise

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

G 4 Gemeinde Doberschiitz vom 27.10.2023

Es werden keine o6ffentlichen Belange beriihrt. Beabsichtigte oder bereits
eingeleitete MaBnahmen und Planungen, die fiir die Entwicklung des
Planungsvorhabens von Bedeutung sein kdnnten, gibt es nicht.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

G 5 gemeinde Krostitz vom 27.10.2023
Es werden keine oOffentlichen Belange berihrt und keine Anregungen oder
Bedenken geduBert.

- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Az.: 621.40-B57_Abwagung Nachbargemeinden, SR 04.12.2023 (DS Nr. 092/FB4/2023/1)

Abkilirzungsverzeichnis: BP- Bebauungsplan / FNP - Flachennutzungsplan / BauGB - Baugesetzbuch / BauNVO - Baunutzungsverordnung / BImSchG -

Bundesimmissionsschutzgesetz / SachsNatSchG - Sachsisches Naturschutzgesetz / BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz

-16 -



	Vorlagendokumente
	Vorlage  
	BP57_Anl1_Abwägungstabelle  


